
Diese Lager w aren  vom DIA im Ja h re  1949 errich tet 
worden. Der DIA betrieb diese Lager aber n icht selbst, 
sondern ließ diese Geschäfte von A usländern auf eigene 
Rechnung besorgen. Diese A usländer m ußten  zum E r­
halt der „Lizenz“ eine große Summe in Dollar oder 
DM/W est — nach m einer Schätzung im  allgem einen 
jeweils einige Zehntausende DM — zur Sicherheit h in ter­
legen. A ußerdem  m ußten sie die von dem DIA gelieferten 
W aren sofort in  bar bezahlen. D er Kaffee w ar nur zum 
V erkauf an W est-Berliner oder fü r den T ransport nach 
W est-Berlin bestim m t. E in V erkauf an Ostbewohner 
w ar verboten. D er V erkauf durfte nu r an  bestim m te 
Personen erfolgen, die verpflichtet waren, den Kaffee 
nach W est-Berlin zu transportieren . Den ausländischen 
Inhabern  der Lager w ar es zw ar gleichgültig, an wen 
sie den Kaffee verkauften . U m  die E inhaltung der Be­
stimmung, daß der Kaffee nu r nach W est-Berlin ge­
langen sollte, küm m erte sich das AZKW.
Ich selbst habe niem als Kaffee nach W est-Berlin ge­
bracht, schon weil m ir dies wegen des W est-Berliner 
Zolls zu gefährlich w ar. Ich weiß aber, daß der Ost- 
Berliner Zoll den T ransport nach W est-Berlin zuließ. 
Bei Kontrollen vergew isserte er sich un ter U m ständen 
durch einen A nruf in  dem betreffenden Lager, ob die 
Sache in Ordnung ginge. Zeitweilig wurde auch so ver­
fahren, daß den F ah rern  des Kaffees ein Begleiter bis 
zu r Sektorengrenze m itgegeben wurde. N ach meiner 
A uffassung w aren diese Begleiter vom SSD eingesetzt. 
W ir sind diese Begleiter schon unterw egs dadurch los­
geworden, daß w ir ihnen Geld gegeben haben.
W ir haben den Kaffee m it unseren Fahrzeugen in  die 
„DDR“ verbracht. Über bestim m te K ontrollpunkte w ar 
dies möglich. Eines Tages kam  die Sache heraus, so daß 
es daraufhin  im Oktober 1954 zu unserer Festnahm e 
und zu r E inleitung des S trafverfahrens gegen insgesam t 
17 A ngeklagte kam .
Zur U ntersuchungshaft w aren w ir in  Ost-Berlin un te r­
gebracht, zunächst in der K eibelstraße, dann in Rum ­
m elsburg. Die Sache w urde vom G eneralstaatsanw alt 
der DDR bearbeitet. Durch meine F rau  habe ich einmal 
erfahren, daß w ir n icht in Berlin, sondern in  Chemnitz 
abgeurteilt werden sollten. Die B estätigung h ierfü r e r­
hielt ich, als w ir einige Tage vor dem Term in nach 
Chemnitz tran sp o rtie rt wurden. H ier erhielt ich e rs t die 
A nklageschrift des S taatsanw alts des Bezirks Chemnitz 
zugestellt. Mein Verteidiger, R echtsanw alt Dr. W., den 
ich bis dahin noch g ar n icht h a tte  sprechen können, 
erhielt keine A uftrittsgenehm igung fü r Chemnitz. E tw a 
zwei Tage vor dem Term in gelang es m einer F rau, einen 
A nw alt in Chemnitz zu bestellen, der sich aber keinen 
rechten  Einblick verschaffen konnte, außerdem  h a tte  
er große Angst.
In  der A nklageschrift w ar von dem U rsprung  des Kaffees 
überhaupt n icht die Rede. In  der H auptverhandlung ha t 
m an auch zunächst so getan, als ob der Kaffee aus dem 
W esten gestam m t h ä tte  und von uns in die „DDR“ ein­
geführt worden sei. Sowie w ir von der w ahren  H erkunft 
des Kaffees sprechen wollten, w urde uns das W ort ab­
geschnitten. Ich h a tte  den Eindruck, daß die R ichter 
von diesen Ost-Berliner Kaffeelagern zunächst über­
haupt keine Ahnung hatten . Dies w ar wohl auch der 
Grund, weswegen das V erfahren nach Chemnitz ab­
gegeben wurde. E rs t w ährend der Verhandlungspausen 
gelang es einem der Verteidiger, die R ich ter davon zu 
überzeugen, daß der Kaffee n icht aus dem W esten, son­
dern tatsächlich  aus dem Osten stam m te. Ohne daß 
w ährend der Verhandlung überhaupt über den U rsprung 
des Kaffees gesprochen wurde, is t das G ericht offenbar 
davon ausgegangen, daß der Kaffee n icht aus dem 
W esten stam m te. W ir sind dann trotzdem  nach dem 
Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Handels ver­
u rte ilt worden, weil der T ransport aus Ost-Berlin in die 
„DDR“ ebenfalls genehm igungspflichtig gewesen sei.

E rs t in der K assation h a t R echtsanw alt V., der in  der 
H auptverhandlung nur N ebenangeklagte verteidigt 
hatte , auf den W iderspruch hinweisen können, daß w ir 
wegen V erstoßes gegen den innerdeutschen Handel ver­
u rte ilt worden sind, obwohl der Kaffee im  sowjetisch 
besetzten Gebiet geblieben war, a n s ta t t  nach dem 
W esten tran sp o rtie rt zu werden.
Obwohl w ir den Kaffee w eit un ter dem  HO-Preis und 
nur m it einem ganz geringen A ufschlag zum  E inkaufs­
preis verkauft hatten, w urden w ir außerdem  wegen 
eines Preisverstoßes verurteilt.
Die Berufung is t als offensichtlich unbegründet ver­
worfen worden. Auch die K assationsanregung meines 
späteren  Verteidigers, R echtsanw alt V., w ar ohne E r­
folg.

L au t d ik tiert, genehmigt, unterschrieben 

gez. U nterschrift
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Urteil des Kreisgerichts Herzberg/EIster
vom 2. A ugust 1955 

—  2 Ds 47/55 
K I I  60/55 —

Der A ngeklagte w ird wegen W irtschaftsvergehen 
gem. § 1 Buchst, a, § 12 der A nordnung über die E in- 
und A usfuhr von Zahlungsm itteln der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands und ausländischen 
Zahlungsm itteln aus und nach den westlichen Be­
satzungszonen D eutschlands und dem  A usland in 
Verb, m it § 9 Abs. 1 WStVO zu einer G efängnis­
s tra fe  von

1 (ein) Ja h r und 6 (sechs) M onaten 
verurteilt.
W egen Vergehens gegen die A nordnung über die Ver­
sandverpflichtung von W aren und die E infuhr eines 
W arenbegleitscheines vom 2. 12. 1948 w ird der An­
geklagte freigesprochen.
Die seit dem 28. Mai 1955 verbüßte U ntersuchungs­
h aft w ird auf die erkannte S tra fe  angerechnet.
Die Kosten des V erfahrens h a t der A ngeklagte zu 
tragen.

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der A ngeklagte fu h r im vergangenen halben J a h r  des 
öfteren m it der Bahn nach Berlin in den dem okratischen 
Sektor, um dort durch einen M ittelsm ann, dessen N a­
men dem A ngeklagten n icht bekannt ist, Bohnenkaffee 
in g rößerer Menge in einem K affeelager einzukaufen. 
Der A ngeklagte trä g t  vor, daß e r  in W est-Berlin V er­
w andte wohnen hat, bei denen er auch Kaffee h in te r­
lassen habe, und den restlichen Kaffee fü r  den eigenen 
B edarf in der H auptsache verw andt zu haben. E r  ha t 
Geld der Deutschen N otenbank einem ihm  angeblich 
U nbekannten ausgehändigt, und auf diese Weise den 
Kaffee in einem Kaffeelager im dem okratischen Sektor 
von Groß-Berlin eingekauft. Diese E inlassungen des 
A ngeklagten ergaben sich in der heutigen H auptver­
handlung, die zum großen Teil in einem straffen Gegen­
sa tz  zu seinen A ussagen vor den U ntersuchungsorganen 
der DVP stehen. Der A ngeklagte leugnete hartnäck ig  
in der H auptverhandlung seine gem achten Aussagen 
vor der DVP m it dem Vorwand, er sei bei dieser V er­
nehm ung benommen gewesen und habe deshalb auch 
das Protokoll unterschrieben. Aus diesem Protokoll 
sowie aus der richterlichen Vernehm ung geht hervor, 
daß der A ngeklagte seit dem H erbst 1954 nach W est-
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